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Geſetz-Sammlung 
| für die 


iglichen Preußiſchen Staaten. 


on 


—— Nr 119. 


(Nr. 6917.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Oktober 1867. betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
a liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee von Reinsport über Geyersley nach Wintrich im Kreiſe Bern- 

kaſtel, Regierungsbezirk Trier. 


Mai Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde 
Chauſſee von Reinsport über Geyersley nach Wintrich im Kreiſe Bernkaſtel, 
Regierungsbezirk Trier, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden 
Niederemmel und Wintrich das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
And Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den ge⸗ 
nannten Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver⸗ 
leihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. ange⸗ 
hängten Beſtimmungen wegen der Ehauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 7 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Baden-Baden, den 14. Oktober 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminister und den Minifter für Handel, 
| Gewerbe und öffentliche Arbeiten. ö 


U 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. November 1867. 


er 


Kreisgrenze in der Richtung auf Tengern, ſowie einer Zweig -Chauffee von Mennig⸗ 


gedachten Straßen zur Anwendung kommen. | 


Kenntniß zu bringen. 


Me 
(Nr. 6918.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. Oktober 1867, betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 


liſchen Vorrechte an den Kreis Herford, im Regierungsbezirk Minden, in 
Bezug auf den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- Chauſſee von Löhne 


über Beeck und Mennighüffen bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf 


Tengern und einer Zweig⸗Chauſſee von Mennighüffen bis zur Herford» 
Lübbecker Kreis⸗Chauſſee bei Kirchlengern, ſowie in Bezug auf den Bau 
einer maſſiven Brücke über die Werre bei dem Bahnhofe zu Löhne. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Herford, 
im Regierungsbezirk Minden, beſchloſſenen Bau einer maſſiven Brücke über die 
Werre bei dem Bahnhof zu Löhne und den im Anſchluß hieran auszuführenden 
Bau einer Kreis⸗Chauſſee von Löhne über Beeck und Mennighüffen bis zur 


hüffen bis zur Herford⸗Lübbecker Kreis Chauſſee bei Kirchlengern genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Herford das Expropriationsrecht für die zu dieſen 
Bauten erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Ehauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf die genannten Straßen. Zugleich 
will Ich dem Kreiſe Herford gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach de 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
an verleihen. Auch follen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 1 
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Baden-Baden, den 21. Oktober 1867. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliß 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Ir. 6919.) 
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(Nr. 6919.) Bekanntmachung der Minifterial- Erklärung vom 25. Oktober 1867., betreffend 
i das Außerkrafttreten der zwiſchen den Niederlanden und dem vormaligen 
Königreich Hannover abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Aus⸗ 
lieferung von Verbrechern und deren Erſetzung durch den zwiſchen Preußen 
und den Niederlanden abgeſchloſſenen bezüglichen Vertrag vom 17. Novem⸗ 
ber 1850. (Geſetz-Samml. für 1850. S. 509. ff.) und den Zuſatzvertrag vom 
20. Juni 1867. (Geſetz-Samml. für 1867. S. 1219. ff). Vom 18. Novem⸗ 


ber 1867. 


Le Gouvernement de Sa Majeste 
le Roi de Prusse et eelui de Sa Ma- 
jeste le Roi des Pays Bas ayant 
jugé utile de constater que la con- 
vention d’extradition de malfaiteurs 
eonclue entre les Pays-Bas et le ei- 
devant Royaume de Hannovre a, par 


Suite de l’annexion de ce Royaume 


& la Prusse, eesse d’etre en vigueur, 
et se trouve remplacee par la con- 
vention d’extradition eonelue entre 
la Prusse et les Pays-Bas, le 17 No- 


pembre 1850 et par la convention 


additionelle du 20 Juin 1867 entre 
ces memes Etats, la présente deela- 
ration a été expédiée a cet effet pour 


tre échangée contre une déclaration 


de la méme teneur du gouvernement 
Neerlandais. 


Fait à Berlin le 25 Octobre 1867. 


Le Président du Conseil et 


Ministre des affaires 
etrangeres. 


6. S. 


de Bismarek-Schoenhausen. 


(Nr. 69196920 


Die Königlich Preußiſche und die König⸗ 
lich Niederländiſche Regierung haben es 
für nützlich erachtet, außer Zweifel zu 
ſtellen, daß die zwiſchen den Niederlanden 
und dem vormaligen Königreich Hannover 
abgeſchloſſene Uebereinkunft wegen gegen⸗ 
ſeitiger Auslieferung von Verbrechern in 
Folge der Vereinigung dieſes Königreichs 
mit Preußen aufgehört hat, in Geltung 
zu ſein, und an deren Stelle der zwiſchen 
Preußen und den Niederlanden ab⸗ 
geſchloſſene Auslieferungsvertrag vom 
17. November 1850. und der zwiſchen 
denſelben Staaten vereinbarte Zuſatz⸗ 
vertrag vom 20. Juni 1867. getreten ſind. 
Zu dieſem Behufe iſt die gegenwärtige 
Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt wor⸗ 
den, um gegen eine gleichlautende Er⸗ 
klärung der Königlich Niederländiſchen 
Regierung ausgewechſelt zu werden. 
Geſchehen zu Berlin, den 25. Okto⸗ 
ber 1867. . 


Der Praͤſident des Staatsminiſte⸗ 
riums und Miniſter der auswaͤrti⸗ 
gen Angelegenheiten. 


v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


241 Vor⸗ 
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Maher Erklärung wird, nachdem ſolche gegen eine übereinſtimmende Erklä⸗ 
rung des Königlich Niederländiſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten vom 17. Oktober 1867. ausgewechſelt worden iſt, hiermit zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. N 


Berlin, den 18. November 1867. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 
v. Thile. 


7 


(Nr. 6920.) Statut für den Verband zur Melioration der Wieſen und Weiden in den ö 
Ochſenkämpen zu Aſſeln, im Kreiſe Dortmund. Vom 6. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


verordnen, zur Verbeſſerung der in den ſogenannten Ochſenkämpen zu Affeln, 
Kreiſes Dortmund, gelegenen Grundſtücke, nach Anhörung der Betheiligten, gemäß 
dem Antrage der Mehrzahl derſelben, auf Grund des Artikel 2. des Geſetzes vom 
I ol 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Februar 1843, 
was folgt: : 


gl 1 
Die Eigenthümer der in der Steuergemeinde Aſſeln gelegenen Wieſen und | 
Weiden in den ſogenanten Ochſenkämpen werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, 
um dieſe Grundfläche, welche an übermäßiger Näſſe leidet, zu entwäſſern und 

dem dieſelbe durchfließenden Bache eine entſprechende Lage zu geben, ſowie 
auch, um eine geregelte Bewäſſerung der Wieſen bewirken zu können. 

Wenn nach der Ausführung der Entwäſſerung die Bewäſſerung des ganzen f 
Wieſenthales oder einzelner Theile deſſelben ſich als nützlich ergiebt, fo hat den 
Vorſtand der Genoſſenſchaft nach Anhörung der betheiligten Grundbeſitzer zu 
beſchließen, wo und in welchem Umfange Bewäſſerungsanlagen einzurichten ſind 9 
und wie die Koſten zu vertheilen ſind. 5 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung der Regierung in ee a 10 


r 
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| 8. 2. 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 


„Verband zur Melioration der Wieſen und Weiden in den 
Ochſenkämpen zu Aſſeln /. 


Sie hat Korporationsrechte und ihr Domizil in der Gemeinde Aſſeln. 


23: 
Die Genoſſenſchaft umfaßt ſämmtliche Grundſtücke, welche in dem von 
dem Amtmann Löbbecke aufgeſtellten Auszuge aus dem Grundſteuer⸗Kataſter vom 
22. Juli 1863. unter den laufenden Nummern 2. bis 27. aufgeführt ſind. 


$. 4. 


Zu dem im F. I. angegebenen Hauptzwecke der Entwäſſerun hat die 
Genoſſenſchaft unter Zugrundelegung des von dem Wieſenbaumeiſter Wirtz ange⸗ 
fertigten Planes der Vertiefung, Erbreiterung und Regulirung des im F. 1. 
en Baches ſämmtliche zu dem gedachten Zwecke erforderlichen Anlagen 
auszuführen. 

Erhebliche Abänderungen des Entwäſſerungsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Minifters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 
| Die Genoſſenſchaft hat die ausgeführten Anlagen auch künftig zu unterhalten. 

Es bleibt der Beſchlußnahme des Genoſſenſchaftsvorſtandes überlaſſen, ob 
die Arbeiten an den Mindeſtfordernden verdungen, oder im Tagelohn oder auch 
durch Naturalleiſtung der Eigenthümer ausgeführt werden ſollen. 

Im letzteren Falle iſt der Vorſtand befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht 
gehörig ausgeführten Arbeiten auf Koſten des Säumigen machen und die Koſten 
von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 


$. 5. 


Die Bearbeitung der einzelnen Parzellen durch Umbau, Planirung, Be 
ſaamung u. ſ. w. bleibt den Eigenthümern unbeſchränkt überlaſſen. 

Sollten dieſelben jedoch ſolche Anlagen machen, welche die Zwecke der 
Genoſſenſchaft, die Entwäſſerung und Bewäſſerung beeinträchtigen, ſo ſind die 
Cigenthümer gehalten, den Anordnungen des Vorſtandes Folge zu leiſten. 


0 
„Die Koſten der Entwäſſerungsanlage und deren Unterhaltung werden von 
F ſümmtlichen Betheiligten nach Verhältniß des aus dem Kataſter ($. 3.) ſich ergebenden 
Flcheninhalts ihrer Grundſtücke aufgebracht. ER 

1 „Wenn in Zukunft eine Bewäſſerung des ganzen Thales oder einzelner 
Theile beſchloſſen werden möchte ($. 1. Alinea 2.), jo find die Koſten von den bei 
Ur. 6920) dem 
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dem einzelnen Unternehmen Betheiligten nach Verhältniß des Vortheils zu tragen. 
Die Genoſſenſchaft als ſolche hat nur da einen Antheil an den Bewäſſerungs⸗ 
koſten zu übernehmen, wo ſich nach der Ausführung der Entwäſſerung heraus⸗ 
ſtellen ſollte, daß die Ländereien durch die Entwäſſerung Nachtheil erlitten haben. 

Die Entſcheidung der Beſchwerden gegen das Beitragskataſter erfolgt durch 
die Verwaltungsbehörden, welche zur Anbringung der Beſchwerden eine präklu⸗ 
ſiviſche Friſt beſtimmen können. . 

Der Amtmann ſetzt die Hebeliſten auf den Antrag des Vorſtandes feſt 
und läßt die Beiträge von den Säumigen durch administrative Exekution fur 
Kaſſe einziehen. i 


F. 7. f 
Die betheiligten Eigenthümer find: verpflichtet, den zur Verlegung und 
Erbreiterung des Baches in den „Ochſenkämpen“ erforderlichen Grund und Boden 
herzugeben. Sie erhalten dafür das alte Bachbett, ſoweit es die betreffenden N 
Grundſtücke berührt. Soweit ihnen der Werth nicht durch das an den Doſſt⸗ 
rungen und Uferrändern wachſende Gras oder ſonſtige Vortheile erſetzt werden 
ſollte, iſt Entſchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, mit Aus. 
ſchluß des Rechtsweges, ſchieds richterlich entſchieden (§. 13.). 99 


§. 8. f 


Die Geſchäfte der Genoſſenſchaft werden durch einen Vorſtand von vier 
Perſonen geleitet, welcher aus dem Vorſteher und drei anderen Mitgliedern bes 
ſteht. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Nur baare Auslagen werden dem 
Vorſteher erſetzt. Der Vorſtand faßt feine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſtehers den Ausſchlag. Bi 


8.9. 


Bei der Wahl übt jeder Eigenthümer für je Einen Morgen Eine Stimme 
aus. Die Eigenthümer, welche weniger als Einen Morgen beſitzen, werden ver⸗ 
einigt, und üben für je Einen Morgen der von ihnen beſeſſenen Grundfläche 
Eine 0 aus, und zwar durch einen von ihnen, der mit Vollmacht zu ver⸗ 
ehen iſt. 0 “ 
Be Für die Einen Morgen nicht erreichende Ruthenzahl kann eine Stimme 
nicht ausgeübt werden. N 4 

Der Vorſteher und die drei anderen Vorſtandsmitglieder nebſt drei Stell» 
vertretern werden von den Genoſſenſchafts⸗Mitgliedern aus ihrer Mitte auf drei 
Jahre gewählt. u 

Der Amtmann beruft die Wahlverſammlung und führt in derſelben den 
Vorſitz. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. Minder 
jährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Vertreter / Ehe⸗ 
frauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. 1 
Wählbar iſt Derjenige, welcher den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht 
durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat und mindeſtens Einen 1 195 9 


C ( ET EN u fe a 


1 _ a ee 
. 1 | . 5 1 
Verbande beſitzt. Doch kann der Vorſteher auch aus nicht betheiligten Einſaſſen 
der Gemeinde Aſſeln gewählt werden. 5 \ 
| Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beachten. 
8 


Der Vorſteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde der Genoſſenſchaft 
und vertritt dieſelbe anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 
Er hat insbeſondere 
a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen zu veranlaſſen und die⸗ 
ſelben zu beauflichtigen; 
b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren f 
e) die Voranſchläge und Rechnungen dem Vorſtande zur Feſtſtellung und 
Abnahme vorzulegen; N 
d) die Arbeiter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen und 
mindeſtens zweimal im Jahre, und zwar im April und November, in 
Gemeinſchaft mit den Vorſtandsmitgliedern Bachſchau abzuhalten; 
e) den etwa anzuſtellenden Aufſeher oder Grabenwärter nach Berathung 
mit dem Vorſtande zu ernennen, a 
4) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
für dieſelbe zu unterzeichnen. Zur Abſchließung von Verträgen iſt die 
Zuſtimmung des Vorſtandes erforderlich. f 
In Behinderungsfällen läßt ſich der Vorſteher durch ein Vorſtands⸗ 
mitglied vertreten. l 
5 F. 11. 


Die Anſtellung des Genoſſenſchafts⸗Rendanten erfolgt im Wege eines künd⸗ 
baren Vertrages durch den Vorſtand, von welchem auch über die demſelben zu 
bewilligende Remuneration und die zu leiſtende Sicherheit die nöthigen Feſtſetzun⸗ 
gen getroffen werden. s 11 0 


„Wenn künftig in Gemäßheit der §§. 1. und 6. eine Bewäſſerung einge⸗ 
führt werden follte, ſo kann der Vorſtand nach Anhörung der hierbei bethei⸗ 
ligten Genoſſenſchafts⸗Mitglieder einen Wieſenwärter auf dreimonatliche Kündigung 
änftellen, deſſen Lohn in einer Verſammlung dieſer Mitglieder beſtimmt wird. 
Die Feſtſtellung der Befugniſſe des Wieſenwärters wird einem beſonderen Regle⸗ 
ment vorbehalten. 5. 13 


Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpe⸗ 

(Jr. 6920.) ziellen 


N. * * . 
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ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Be 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge 4 
noſſenſchaft oder die Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen betreffen. 
den Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 1 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes fteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, een binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Amtmann und zwei Beiſitzern. Die 1 
Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalverſamm⸗ 
lung der Genoſſenſchaft auf drei Jahre gewählt. 4 

Wählbar ift jeder Grundbeſizer des Kreiſes Dortmund, der in der Gemeinde 
ſeines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar, nicht Mitglied 
der Genoſſenſchaft iſt und den Aufſichtsbehörden nicht angehört. 

N Wenn der Amtmann ſelbſt Mitglied der Genoſſenſchaft fein ſollte, ſo muß 
der Landrath des Kreiſes Dortmund auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. 

Daſſelbe kann der Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen die 

Perſon des Amtmanns von den Betheiligten erhoben werden, welche deſſen 
Unparteilichkeit beeinträchtigen. . f 
5 F. 14. 

Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von dem Landrathe des Kreiſes Dortmund, von der Regierung 
zu Arnsberg und von dem Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 

ehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichts⸗ 
ehörden der Gemeinden zuſtehen. f 
§. 185 i 
fl Abänderungen des Statuts können nur mit landesherrlicher Genehmigung 1 
erfolgen. 5 
. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudtem 4 
Königlichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin, den 6. November 1867. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. von Selchow. 1 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 5 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


